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Der Bundesrat ist in den Ferien,
aber das ist kein Problem: Der
Altbundesrat springt gerne ein.

Am Sonntag gab Moritz
Leuenberger in der «NZZ am
Sonntag» ein Interview, mit dem
er in die Aussenpolitik der
Schweiz eingriff. Er sagte:
«Kommt eine Geisel frei, ist wohl
meist bezahlt worden.» Am
Montag gab Micheline Calmy-
Rey in der NZZ ein Interview, in
dem sie den Bundesrat noch
direkter in Schwierigkeiten
brachte. Sie sagte: «Das Aussen-
departement ist leider dabei, im
Europadossier die Führungsrolle
zu verlieren.» Am Dienstag for-
derte Christoph Blocher den
Bundesrat mit einer Aussage im
«Blick» auf, eine Untersuchung
gegen Moritz Leuenberger und
dessen Aussagen in der «NZZ am
Sonntag» einzuleiten.

Früher gab es in der Schweiz
ein paar alt Bundesräte, inzwi-
schen gibt es den Altbundesrat.
Eine Sitcom mit festem Ensem-
ble. Fascht e Familie.

Moritz Leuenberger war
immer eher Moritz-Leuenberger-
Darsteller als Bundesrat, inzwi-
schen ist er definitiv in seiner
Rolle angekommen. Im Bern-
hard-Theater hat er eine eigene
Kabarettshow, deren Einfluss er
nie unterschätzen würde. An
einer Aufführung im Frühling
liess er ein Bernhardinerhünd-
chen aus Stoff eine Maske
tragen. Danach habe er «ein
dankbares Zeichen» aus dem
Bundesrat erhalten. Leuenberger
tänzelt gerne durch die Kulisse:
ein selbstvergessener Panto-
mime der eigenen Gefühle.

Einer seiner Antagonisten,
Christoph Blocher, hat ebenfalls
eine eigene Show: Jeden Freitag
sitzt er für «Teleblocher» vor
seine Anker- und Hodler-Ge-
mälde und skizziert seine
Schweiz: in zunehmend surrea-
listischem Stil. Zuletzt erklärte
er, seine Frau habe Ja gestimmt
zum Frauenstimmrecht. Blocher
wurde aus dem Bundesrat abge-
wählt, zurückgetreten ist er nie.

Die freisinnigen alt Bundes-
räte treten standesgemäss mit
langen Gastbeiträgen in der NZZ
auf. Johann Schneider-Ammann
brachte im September die
Europaposition der FDP ins
Wanken, in diesem Monat äus-
serte er sich über Blockchain. Als
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Bundesrat wirkte er, als verliere
er den Anschluss an die Gegen-
wart – als alt Bundesrat weist er
den Weg in die Zukunft. Kaspar
Villiger sieht sich nicht unbe-
dingt als Visionär, er denkt noch
grösser: In philosophischen Auf-
sätzen, zuletzt am vorvergange-
nen Freitag, schreibt er über den
Liberalismus: «Beginnen wir
normativ!» Unter seinem Text
stand ein Hinweis auf sein neus-
tes Buch: «Stresstest für die
Demokratie: Wege und Irrwege
aus der Corona-Krise».

Bücher sind das Medium des
Altbundesrats: Moritz Leuenber-
ger schrieb, natürlich, eines über
die List und das Lügen, die
immer anwaltschaftliche Miche-
line Calmy-Rey schrieb, natür-
lich, eines über Neutralität, der
immer schöngeistige Didier
Burkhalter schrieb, natürlich,
einen Roman.

Adolf Ogi war schon immer
lebensnäher, er tritt im Fern-
sehen auf. Im Dezember trat er
mit Doris Leuthard bei «Blick
TV» auf. Die Sendung war
betitelt mit dem Satz: «Alt Bun-
desräte spenden Trost in
Corona-Zeiten». Dann sah man
«zwei der beliebtesten Schwei-
zer», wie sie Moderator Jonas
Projer nannte. Er fragte: «Adolf
Ogi, hämmers bald gschafft?»

Ogi warf sich in seine Freude-
herrscht-Pose und sagte: «Me
hoffts! Mir bruuches! Es mues
unbedingt choo!»

Doris Leuthard ergänzte: «Ich
hätte gerne ein Ampelsystem.
Öppis eifachs, öppis Iigängigs.»

Ogi finalisierte: «Es braucht
jetzt Hoffnung aus Bern.»

Adolf Ogi vertritt den Altbun-
desrat deshalb so gut, weil er für
die Illusion steht, dass eigentlich
alles ganz einfach wäre. Als der
Bundesrat wieder einmal Pro-
bleme mit der Europäischen
Union hatte, sagte Ogi, mit
diesem Juncker könnte er es
bestimmt sehr gut. Man sah Ogi
schon, wie er Juncker einen
Bergkristall schenkt und sich alle
Probleme klären.

Der Altbundesrat ist die ein-
fache, eingängige Version des
Bundesrats. Dem Altbundesrat
fällt nie schwer, was dem Bun-
desrat schwerfällt. Das ist der
Trost, den er spendet. Dafür
erhält er die Altbundesratsrente.
Samuel Tanner

Daniel Friedli

Die Chance auf einen guten Kita-
Platz ist in der Schweiz eine Frage
der Geografie. Ob ein Betreuungs-
platz vorhanden und vor allem
auch bezahlbar ist, das hängt
stark von Kanton und Wohnort
ab. Den Grund dafür wiederholen
der Bundesrat und viele Parla-
mentarier bei jeder Debatte zum
Thema: Für die externe Kinder-
betreuung und generell die frühe
Förderung der Kinder sind primär
die Kantone und Gemeinden zu-
ständig, der Bund hilft nur sub-
sidiär. Gegenwärtig tut er dies,
indem er über zwei befristete
Programme Kitas mit einer An-
schubfinanzierung unterstützt
und den Kantonen bei der Sub-
vention der Tarife hilft.

Nun gibt ein Gutachten jenen
Rückenwind, die diese Aufga-
benverteilung als zu wenig
wirksam erachten. Der Neuen-

BundsollmehrfürKita-Plätzetun
PolitischeAllianz fordertmit neuemGutachtenmehrHilfe fürbezahlbareKinderbetreuung

wäre «gezielter, effizienter und
transparenter». Und die Stadt
Bern habe bewiesen, dass dieses
System bestens funktioniere.

Kita als Service public?
Wie die politische Diskussion
letztlich ausgeht, ist indes noch
offen, auch weil im Moment aus
allen Richtungen unterschied-
lichste Forderungen im Raum ste-
hen. Die Grünen wollen die fa-
milienexterne Kinderbetreuung
zum Service public erheben, so
dass der Staat überall für ein aus-
reichendes, gutes und vor allem
auch unentgeltliches Betreuungs-
angebot sorgen müsste. Der Frau-
endachverband Alliance F ver-
langt, dass Bund, Kantone und
Gemeinden einen Fonds äufnen,
aus dem – analog zum Bau von
Strassen und Schienen – eine
Infrastruktur finanziert werden
soll. Und hinter den Kulissen
treibt eine überparteiliche Allianz

unter der Ägide des Arbeitgeber-
verbandes und dem Patronat von
FDP-Bundesrätin Karin Keller-
Sutter das Thema voran. Sie setzt
derzeit auf ein Projekt, in dem die
Kantone selber versuchen, Ange-
bote, Qualität und Finanzierung
der familienexternen Betreuung
kantonal noch besser zu veran-
kern. Dabei haben aber auch die
Kantone bereits erklärt, dass sie
um zusätzliche Mittel aus der
Bundeskasse froh wären.

Diesen Ansatz unterstützt
auch die Genfer FDP-National-
rätin Simone de Montmollin.
«Auch ich bin dafür, dass sich der
Bund stärker engagiert, solange
die Kantone bei der Planung und
Definition der Angebote im Lead
bleiben», sagt sie. Stimmen für
ein breiteres Engagement des
Bundes gibt es also viele. Die
Frage bleibt, ob diese sich auf ein
gemeinsames Vorgehen einigen
können.

burger Staatsrechtsprofessor Pas-
cal Mahon kommt darin zum
Schluss, dass der Bund in diesem
Bereich durchaus heute schon
eine aktivere Rolle spielen könn-
te. Dann nämlich, wenn man
Kinderbetreuung nicht nur als
Familienpolitik versteht, sondern
auch als Teil des Arbeitneh-
merschutzes und als Anliegen
der Gleichstellung. Unter dieser
Prämisse fänden sich in der Ver-
fassung weitere Anknüpfungs-
punkte, «um den sachlichen An-
wendungsbereich einer Bundes-
regelung über die familien- und
schulergänzende Kinderbetreu-
ung zu erweitern».

Ein Akt der Gleichstellung
In Auftrag gegeben hat das Gut-
achten die Jacobs Foundation. Sie
setzt sich seit langem für eine
bessere Vereinbarkeit von Beruf
und Familie ein und hat diese
Aktivitäten nun an eine neue

Alliance Enfance übergeben. Und
dort kommt die juristische Aus-
legeordnung naturgemäss gut an.
«Dieses Gutachten ist eine gute
Neuigkeit», sagt Philipp Kutter,
Zürcher Mitte-Nationalrat und
Co-Präsident der Allianz. «Es
eröffnet für die Förderung der
Kinder neue Möglichkeiten.»

Über diese will Kutter bereits
nächste Woche debattieren. Dann
trifft sich die Bildungskommis-
sion des Nationalrates zu einer
Grundsatzdiskussion über das
Thema. Und Kutter geht mit kla-

ren Zielen in diese Sitzung: «Wir
müssen heute bei der Kinderbe-
treuung vor allem beim Preis und
bei der Qualität ansetzen», sagt
er. Denn da hinke die Schweiz im
Vergleich zum Ausland stark hin-
terher, zum Nachteil vieler Eltern.
Um diesen Rückstand aufzuho-
len, soll sich laut Kutter auch der
Bund stärker beteiligen, etwa in-
dem er seine heutige Anschub-
finanzierung in eine permanente
finanzielle Unterstützung um-
wandelt.

Das Gutachten von Pascal Ma-
hon zeigt, dass er dazu durchaus
die Kompetenz hätte. Und mehr
noch: Es wäre demnach sogar
möglich, Bundesgelder direkt zur
Verbilligung der Tarife zu ver-
wenden, zum Beispiel über ein
System von Kita-Gutscheinen für
die Eltern. Genau dies fordert
etwa die grünliberale National-
rätin Kathrin Bertschy. Sie findet,
diese Form der Unterstützung

Mit so viel Geld kann der Bund
noch bis zum Jahr 2023 die
Preise für Kita-Plätze in den
Kantonen verbilligen.
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